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Betrifft:	Randnummer 161 des Gutachtens 2/15 des EuGH zum Freihandelsabkommen zwischen der EU und Singapur
Im Gutachten 2/15 des Gerichtshofs heißt es, dass das Kapitel 13 des Freihandelsabkommens zwischen der Europäischen Union und der Republik Singapur (EUSFTA), das die Themen Handel und nachhaltige Entwicklung betrifft, , unter die gemeinsame Handelspolitik fällt. In der Randnummer 161 des Gutachtens nimmt das EuGH Stellung zur Durchsetzbarkeit der Bestimmungen von Kapitel 13 und merkt dabei an, dass es sich bei einem Verstoß gegen die Bestimmungen dieses Kapitels im Bereich des sozialen Schutzes von Arbeitnehmern und des Umweltschutzes um einen wesentlichen Verstoß handeln und dies eine Aussetzung oder gar Beendigung des EUSFTA zur Folge haben könnte. Zwar enthält das Abkommen keine spezifische Klausel über eine „gegenseitige Aussetzung“, aber durch das Gutachten des EuGH wurde klargestellt, dass ein Verstoß gegen diese Bestimmungen die Aussetzung des Abkommens möglich macht. 
1.	Ist es vorstellbar oder gar wünschenswert, das Abkommen auszusetzen, wenn die Bestimmungen von Kapitel 13 nicht eingehalten werden?
2.	Wie und unter welchen Bedingungen würde eine Aussetzung oder Beendigung des Abkommens aus diesen Gründen erfolgen?
3.	Gilt das EuGH-Gutachten nur für das EUSFTA oder auch für alle anderen ähnlich gearteten Freihandelsabkommen? Welche Gültigkeit und Verbindlichkeit besitzt dieses Gutachten?
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